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die Gewährleistung von Erwerbsarbeit für alle bei gleicher 
Teilhabe von Frauen und Männern hinzugefügt werden. 

2. Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit als prioritäre gesell- 
schaftliche Aufgabe erfordert die Aufnahme eines eigen- 
ständigen Beschäftigungskapitels in den EG -Vertrag. Die 
Europäische Union ist unter Berücksichtigung des Subsi- 
diaritätsprinzips mit den notwendigen Kompetenzen und 
Instrumenten auszustatten, um einen Rahmen für gemein- 
same Beschäftigungsstrategien in allen relevanten Poli- 
tikbereichen der Europäischen Union zu entwickeln, in 
dem die Beschäftigungspolitik der Mitgliedstaaten abge- 
stimmt wird. Insbesondere sind für innovative Vorschläge 
der Kommission für eine aktive Arbeitsmarktpolitik, z. B. im 
Bereich der Weiterbildung und Qualifizierung von Ar- 
beitskräften, die Förderung von Beschäftigungsprojekten 
und Arbeitsförderbetrieben für Langzeitarbeitslose und Ju- 
gendliche und der Initiierung von beschäftigungswirksa- 
men Maßnahmenprogrammen im Rahmen der Sozial- und 
Regionalfonds die vertraglichen Grundlagen zu schaffen. 

3. Eine arbeitsplatzschaffende Strategie des ökologischen 
Umbaus muß zu einem zentralen Element einer aktiven, an 
der sozialen und regionalen Integration orientierten Be- 
schäftigungspolitik werden. Dazu gehören z. B. eine Aus- 
richtung der Forschungs- und Strukturpolitik an ökologi- 
schen, energie- und rohstoffsparenden Zielvorstellungen, 
die Einführung eines EU-weiten Ökosteuerkonzepts und 
eine Überprüfung der Planungen für die Transeuropäi- 
schen Netze an den Maßstäben eines nachhaltigen und um- 
weltgerechten Wirtschaftens. Auf diese Weise könnten 
neue Beschäftigungsfelder erschlossen und bislang unge- 
nutzte Ressourcen für neue umweltgerechte Arbeitsplätze 
mobilisiert werden. 

4. Der Übergang zur dritten Stufe der Wirtschafts- und 
Währungsunion muß durch eine Fortentwicklung der So- 
zialunion begleitet werden. Als einer der ersten Schritte auf 
dem Weg zu einer europäischen Sozialunion sollte auf der 
Regierungskonferenz die Festschreibung sozialer Grund- 
rechte initiiert werden, indem die völkerrechtlichen Sozi- 
al- und Arbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation und der Europäischen Sozialcharta des Europarates 
im Unionsvertrag verankert werden. Dazu gehört insbe- 
sondere eine vertragliche Regelung, die einen umfassen- 
den Antidiskriminierungsartikel enthält und eine aktive 
Gleichstellungspolitik für Frauen gewährleistet. Darüber 
hinaus muß die Bundesregierung auf Großbritanniens Bei- 
tritt zum Abkommen über die Sozialpolitik und auf die In- 
tegration des Sozialprotokolls in den Unionsvertrag hin- 
wirken. Dies würde die Einführung von gemeinsamen 
Standards des sozialen Schutzes ermöglichen, mit dem Ziel 
einer schrittweisen Annäherung des Niveaus der sozialen 
Sicherung ohne eine Vereinheitlichung der Sicherungssy- 
steme. 
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Antrag 

des Abgeordneten Christian Sterzing und der Fraktion BÜNDNiS 90/DIE GRÜNEN 


Die Regierungskonferenz ’96 als Wegbereiterin für eine soziale und ökologische 
Reform der Europäischen Union 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Massenarbeitslosigkeit stellt heute die zentrale politische 
Herausforderung in der Europäischen Union dar. Etwa 20 Mil- 
lionen Menschen sind in den Mitgliedstaaten erwerbslos. Ar- 
mut, Ausgrenzung und soziale Probleme nehmen zu. Der An- 
stieg der Arbeitslosenquote auf etwa 12 % im europäischen 
Durchschnitt und eine hohe strukturelle Arbeitslosigkeit (Ju- 
gendarbeitslosigkeit 20 %, Langzeitarbeitslosigkeit 40 %) ber- 
gen sozialen Sprengstoff in sich und drohen den europäischen 
Integrationsprozeß insgesamt zu gefährden. Um diesen Ge- 
fahren zu begegnen, bedarf es verstärkter gemeinschaftswei- 
ter Bemühungen für die Beschäftigung in Europa, damit die In- 
stitutionen und die Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
sich auf einen kontinuierlichen Prozeß eines gemeinschaftli- 
chen und koordinierten politischen Handelns für mehr Be- 
schäftigung festlegen. Gleichzeitig muß das dem Binnenmarkt 
zugrundeliegende Wachstumsmodell, dessen negative Folgen 
für Umwelt- und Ressourcenverbrauch der Binnenmarkt noch 
verschärft, überwunden werden. Dies erfordert eine Änderung 
der Ziele des Binnenmarktes und seine Verpflichtung auf ein 
umweltverträgliches nachhaltiges Wirtschaften. Ökologische 
und soziale Mindeststandards auf möglichst hohem Niveau 
müssen Öko- und Sozialdumping und einen Deregulierungs- 
wettbewerb zwischen den Mitgliedstaaten verhindern. 

Auf der Regierungskonferenz '96 sind dafür die Grundlagen 
zu schaffen, damit die Wirtschafts- und Währungsunion end- 
lich zu einer - bislang nur in Ansätzen bestehenden - Sozial- 
und Umweltunion fortentwickelt und neuen Konzeptionen für 
eine nachhaltige Wirtschaftsentwicklung der Weg bereitet 
wird. 

Die Europäische Kommission hat mit ihrem Weißbuch „Wachs- 
tum, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung - Herausforderun- 
gen der Gegenwart und Wege ins 21. Jahrhundert" von 1993 
(KOM-Nr. (93) 700 endg.) Ansätze für eine neue Politik des 
nachhaltigen Wirtschaftens aufgezeigt. Nach Ansicht der Kom- 
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mission hat sich der Zusammenhang von Wachstum, Wettbe- 
werbsfähigkeit und Beschäftigung grundlegend verändert. 
Ausgehend von der Erkenntnis, daß Wachstum allein nicht aus- 
reicht, um Beschäftigung, soziale Integration sowie Klima- und 
Ressourcenschutz zu gewährleisten, fordert sie eine Neube- 
stimmung des Verhältnisses von Ökonomie und Ökologie. Da 
der Europäische Binnenmarkt ohne sozial- und beschäfti- 
gungspolitische Initiativen eine destabilisierende Wirkung ent- 
faltet, betonte die Kommission in ihrem Weißbuch die Not- 
wendigkeit einer aktiven Beschäftigungspolitk sowohl auf 
europäischer wie auch mitgliedstaathcher Ebene. Dabei geht 
die Kommission von einem Multiplikatoreffekt aus, den die Eu- 
ropäische Union im Kampf gegen dier Arbeitslosigkeit bewir- 
ken könne. Aus der „ungenügenden Nutzung der Arbeitsres- 
sourcen und einer übermäßigen Nutzung natürlicher 
Ressourcen", die zu einer Verschlechterung der Lebensqua- 
lität führen, leitet sie die Notwendigkeit ab, ein nachhaltiges 
Wirtschaftswachstum zu fördern, „das zu einer stärkeren Ar- 
beitsintensität bei gleichzeitig niedrigem Verbrauch an Ener- 
gie und natürlichen Ressourcen beiträgt". 

In ihren Berichten „Beschäftigung in Europa" 1994 (KOM-Nr. 
[94] 381 endg. und KOM-Nr. [95] 547 endg. ) hat die Kommis- 
sion erneut der Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung höch- 
ste Priorität eingeräumt. Die Arbeitslosenzahl soll bis zum Jahr 
2000 halbiert und 15 Millionen neue Arbeitsplätze bis zum 
Ende des Jahrhunderts geschaffen werden. Die Kommission 
hat darauf hingewiesen, daß dies nur gelingen kann, wenn die 
Bemühungen der Europäischen Union, der Mitgliedstaaten, 
der regionalen und kommunalen Behörden und der Sozial- 
partner „ auf jeder geeigneten Ebene wirksam kombiniert wer- 
den". Das Europäische Parlament hat diese Vorstellungen 
nachdrücklich unterstützt (Dok. A 4-166/95) und die Auffas- 
sung vertreten, daß „unter einer kohärenten Beschäftigungs- 
strategie verstanden werden muß, daß alle beschäftigungsre- 
levanten Politiken, d. h. Wirtschafts-, Finanz-, Struktur-, 
Umwelt-, Industrie-, Handels- und Sozialpolitik, in eine über- 
greifende Politik zur Schaffung von Arbeitsplätzen integriert 
werden müssen". Ferner äußerte es die Befürchtung, daß „ein 
Anhalten der Massenarbeitslosigkeit eine Gefahr für den 
sozialen und wirtschaftlichen Zusammenhalt, die Akzeptanz 
und den Fortschritt in Richtung einer weiteren europäischen 
Integration sowie für die Zukunft des demokratischen Systems 
bedeutet". 

Diese Forderungen sind bloße Deklaration geblieben. Die 
Europäische Union hat in den letzten Jahren zwar regelmäßig 
Beschlüsse zur Schaffung von mehr Beschäftigung in Europa 
gefaßt. So wurde z. B. auf der Tagung des Europäischen Rates 
in Essen am 1. Dezember 1994 ein Aktionsplan für die Be- 
schäftigungspolitik beschlossen. Auch auf dem Gipfeltreffen in 
Cannes und Madrid war die Beschäftigungspolitik Beratungs- 
gegenstand. Die Kommission hat z. B. in ihren Programmen zu 
den Transeuropäischen Netzen, zur Forschungsförderung und 
Informationsgesellschaft beschäftigungspolitische Aspekte 
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betont und sieht die Fördermaßnahmen als Beitrag zu einer be- 
schäftigungswirksamen Infrastrukturpolitik. Auch aus den 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds werden z. B. vor allem 
Integrationsmaßnah’men für Langzeitarbeitslose und Jugend- 
liche gefördert. Durch verschiedene Maßnahmen wurden auch 
die Möglichkeiten zur Koordination der mitgliedstaatlichen 
Bemühungen im Bereich der Beschäftigungspolitik verbessert. 
Doch es wurden keine ernsthaften Bemühungen unternom- 
men, eine aktive Pohtik der Schaffung von Beschäftigung ein- 
zuleiten. So blieben alle Anstrengungen bisher ohne durch- 
greifende Wirkung - Arbeitslosigkeit, Armut und soziale 
Ausgrenzung haben in der Union zugenommen. 

Obwohl seit Jahren umweltpolitische Vorstellungen in den Ver- 
trägen verstärkt ihren Niederschlag gefunden haben und die 
Förderung eines „nichtinflationären und umweltverträglichen 
Wachstums" in den Zielkatalog des Artikels 2 des EG-Vertra- 
ges aufgenommen worden ist, sind Ansätze einer umweltge- 
rechten Politik in der Europäischen Union nur in Teilbereichen 
verwirklicht worden. Grundlegende Reformprojekte wie z.B. 
die Einführung einer C02-Energiesteuer, eine an Energieein- 
sparung und der Förderung erneuerbarer Energien orientier- 
te Neuordnung des Energiemarktes oder eine substantielle 
Verringerung des verschwenderischen Ressourcenverbrauchs 
konnten bislang nicht durchgesetzt werden. Unter dem Primat 
des Binnenmarktes müssen immer wieder ökologische Ziel- 
setzungen zurücktreten. Die Umweltzerstörung nimmt zu, so 
daß in der Europäischen Union eine fortschreitende Gefähr- 
dung des ökologischen Gleichgewichts zu verzeichnen ist. In 
der Europäischen Union wird deshalb der Ruf laut, die Fähig- 
keit der EU und ihrer Mitglieder zur schrittweisen Entwicklung 
koordinierter Wachstums- und Beschäftigungsstrategien und 
zur wirksamen Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und Umwelt- 
zerstörung zu verbessern. Zunächst hat Schweden der Refle- 
xionsgruppe den Vorschlag unterbreitet, auf der Regierungs- 
konferenz '96 „einen solideren beschäftigungspolitischen 
Rahmen im EU- Vertrag" zu schaffen. Dem Maastrichter Ver- 
trag fehle es an Kompetenzen und Maßnahmen, um die wirt- 
schaftlichen, sozialen und um weltpolitischen Ziele der Union 
mit der in der Wirtschafts- und Währungsunion festgeschrie- 
benen Verpflichtung zu Preisstabilität und gesunden öffentli- 
chen Finanzen in Einklang zu bringen. Abhilfe könne durch 
ein eigenständiges Kapitel „Beschäftigungspolitik" im Vertrag 
geschaffen werden. Inzwischen findet der Vorschlag breite Un- 
terstützung - wird von der Bundesregierung aber kategorisch 
abgelehnt. 

Die Reflexionsgruppe hat in ihrem Abschlußbericht vom 5. De- 
zember 1995 angeregt, über die beschäftigungspolitische 
„Überwachungs-, Koordinierungs- und übliche Berichtstätig- 
keit" der Kommission hinaus für die Europäische Union einen 
„Rahmen gemeinsamer Strategien und eine Verstärkung der 
wirtschaftlichen und sozialen Elemente" zu entwickeln. Mehr- 
heitlich spricht sich auch die Reflexionsgruppe dafür aus, die 
Rechtsgrundlagen für eine gemeinsame Beschäftigungspolitik 


3 



Drucksache 13/4074 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


im Vertrag zu stärken, indem z. B. die Schaffung von Arbeits- 
plätzen in den Ziel- und/oder Aufgabenkatalog des Vertrages 
aufgenommen wird. 

Nunmehr hat sich auch die Kommission in ihrer Stellungnah- 
me zur Regierungskonferenz vom 28. Februar 1996 (KOM-Nr. 
[96] 90 endg.) hierfür ausgesprochen. Sie will offensichtlich in 
Zukunft nicht nur eine Koordinierungsrolle unter den Mit- 
gliedstaaten spielen und den sozialen Dialog fördern, sondern 
auch neue Gemeinschaftsinitiativen zur Förderung von Inve- 
stitionen, Wachstum und Beschäftigung starten. Die Kommis- 
sion macht im übrigen deutlich, welche zentrale Bedeutung ei- 
ner Verankerung von Beschäftigungs- und Sozialpolitik im 
Vertrag zukommt: Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Be- 
schäftigung sind nach Auffassung der Kommission „gleich- 
wertige Ziele". Dies erfordert neben der „Schaffung der Vor- 
aussetzungen für eine gemeinsame Beschäftigungsstrategie" 
u. a. auch eine Neuausrichtung der Strukturfondspolitik an be- 
schäftigungspolitischen Zielsetzungen und die Förderung lo- 
kaler Beschäftigungsinitiativen, wie es u. a. von der Kommis- 
sion Wulf-Mathies vorgeschlagen wurde. Dabei soll es sich aber 
auch nach ihrer Vorstellung keineswegs um ein milliarden- 
schweres Beschäftigungsprogramm handeln. Die Hauptver- 
antwortung muß nach wie vor bei den Mitgliedstaaten liegen. 

Somit läßt sich feststellen, daß in den Institutionen und Mit- 
gliedsländern der Europäischen Union die Einsicht wächst, daß 
die gesellschaftlichen Fragen auch europäischer Antworten 
bedürfen. Das „europäische Gesellschaftsmodell" ist einem 
tiefgreifenden strukturellen Wandel unterworfen. Dieser Um- 
bruch droht die Grundlagen der Union zu erschüttern. Nicht 
zuletzt der europäische Binnenmarkt hat eine wirtschaftliche 
Dynamik ausgelöst; die zu sozialer Desintegration und ökolo- 
gischer Zerstörung führt. Bislang verfügt die Europäische Uni- 
on noch nicht über ausreichende Instrumente, um die im Bin- 
nenmarkt wachsende Arbeitslosigkeit, zunehmende Armut 
und Ausgrenzung aus den sozialen Sicherungssystemen wirk- 
sam zu bekämpfen. Die Gestaltungspotentiale der Europäi- 
schen Union in der Wirtschafts- und Währungspolitik finden 
keine Entsprechung in der Beschäftigungs- und Sozialpolitik. 

Neben dem beschäftigungspolitischen Preis für das Wirt- 
schaftswachstum in der Europäischen Union steigt auch der 
ökologische. Das europäische Wachstumsmodell lebt durch 
seinen hohen Ressourcen- und Energieverbrauch auf Kosten 
der Natur und damit auf Kosten zukünftiger Generationen. 
Trotz des wegweisenden Weißbuchs der Kommission zu 
„Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung" hat 
das Ziel einer nachhaltigen und ökologischen Wirtschaftspoli- 
tik bis heute nur unzureichend Eingang in die Politik gefun- 
den. Kaum wurde bisher erkannt, daß eine Neuorientierung 
der Wirtschaftsweise auf eine ökologisch verträgliche und 
nachhaltige Produktions- und Lebensweise auch beschäfti- 
gungspolitische Wirkungen haben würde. Auch und gerade 
auf europäischer Ebene bestehen Handlungsspielräume für In- 
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itiativen in Richtung auf einen sozialen und ökologischen Um- 
bau. Durch eine an beschäftigungs- und umw eltpolitischen 
Zielsetzungen ausgerichtete europäische Politik können we- 
sentliche Impulse für eine Überwindung der sozialen und öko- 
logischen Krise ausgehen. 

Die Regierungskonferenz '96 bietet dafür eine Chance. Sie soll 
dazu dienen, die vertraglichen Grundlagen für eine erweiter- 
te Europäische Union zu verbessern, und kann dazu beitragen, 
die Gestaltungsspielräume für einen sozialen und ökologi- 
schen Umbau in Europa zu erweitern. Zu diesem Zweck muß 
die Agenda der Regierungskonferenz erweitert werden, damit 
im europäischen Integrationsprozeß gesamteuropataugliche 
umweit- und sozialverträgliche Fortschritte erzielt werden. 

Die Bundesregierung verweigert sich jedoch bislang einer um- 
fassenden Reform der Europäischen Union. Sie hat deutlich ge- 
macht, daß sie derzeit nicht gewillt ist, beschäftigungspolitische 
Initiativen anderer Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Regie- 
rungskonferenz zu unterstützen. Fortschritte im Umweltrecht 
hält sie zwar grundsätzlich für sinnvoll und wünschenswert, die 
Möglichkeiten zur Fortentwicklung der vertraglichen Grundla- 
gen zur Umweltpolitik möchte sie jedoch lediglich „prüfen" . Ei- 
genständige Initiativen sind offensichtlich von der Bundesre- 
gierung in diesen Bereichen nicht zu erwarten, obwohl die 
soziale und ökologische Krise in Europa ein gemeinsames und 
koordiniertes Vorgehen der Europäischen Union erfordert. Die 
Bundesregierung verschließt sich der Erkenntnis, daß gerade 
durch die Ausrichtung der europäischen Wirtschafts-, Sozial- 
und Umweltpolitik auf ein nachhaltiges Wirtschaften tiefgrei- 
fende Impulse für eine dauerhafte Verbesserung der Beschäfti- 
gungssituation in Europa ausgehen werden. 

Die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland und der Europäi- 
schen Union werden es kaum verstehen, wenn auf der Regie- 
rungskonferenz zwar über eine Reform der europäischen In- 
stitutionen und die außen- und verteidigungspolitische 
Zusammenarbeit, jedoch nicht über Arbeitslosigkeit, soziale 
Ausgrenzung, ökologische Zerstörung und Perspektiven einer 
nachhaltigen Entwicklung in Europa diskutiert wird. Die Bun- 
desregierung fügt deshalb mit ihrer Politik der Ausklamme- 
rung zentraler Politikbereiche von der Tagesordnung der 
Regierungskonferenz der Akzeptanz des europäischen Inte- 
grationsprozesses schweren Schaden zu. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich 
im Rahmen der am 29. März 1996 beginnenden Regierungs- 
konferenz der Europäischen Union in Turin u. a. für folgendes 
einzusetzen; 

1. Die Stärkung des sozialen und wirtschaftlichen Zusam- 
menhalts in der Europäischen Union erfordert eine grund- 
legende Revision der vertraglichen Grundlagen. Zu den 
Zielen der Union sollen die Förderung eines umweltge- 
rechten, nachhaltigen Wirtschaftens (Umweltunion) und 
sozialen Fortschritts (Sozialunion), die Bewahrung und 
Wiederherstellung des ökologischen Gleichgewichts sowie 


5 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/4074 


5. Das schrittweise Zusammenwachsen der europäischen 
Währungen im Dienst zunehmender wirtschaftlicher und 
sozialer Stabilität in Europa macht eine gemeinsame Poli- 
tik zur Herbeiführung wachsender sozialer und umweltpo- 
litischer Konvergenz notwendig. Eine auf ökologische und 
soziale Verträglichkeit ausgerichtete gemeinsame euro- 
päische Politik bedarf eines Frühwarnsystems hinsichtlich 
der sozial- und umweltpolitischen Auswirkungen des Bin- 
nenmarktes und der Wirtschafts- und Währungsunion, das 
die finanzwirtschaftlichen Überwachungsmechanismen 
durch ein System des Monitoring im Hinblick auf Beschäf- 
tigung und ökologisch orientierte volkswirtschaftliche In- 
dikatoren ergänzt. Die von der Kommission vorgelegten 
Vorschläge für ein Europäisches Umweltinformations- und 
Umweltbeobachtungssytem sowie ein „grünes" Rech- 
nungswesen stellen hierfür wichtige Anknüpfungspunkte 
dar. Über die mit nur geringen Mitteln ausgestatteten Pro- 
gramme zur Beobachtung der sozialen Entwicklung in der 
Europäischen Union hinaus muß ein soziales Monitoring 
entwickelt werden. Die Wirtschaftspolitik muß den sozia- 
len Zusammenhalt der Europäischen Union stärken und auf 
wachsende Konvergenz der Sozial- und Umweltpolitik ab- 
zielen, Die Ergebnisse der Monitoring -Systeme sollen die 
Grundlage für die Ziele eines neuen sozialpolitischen Ak- 
tionsprogramms sowie für eine im Vertrag zu verankernde 
Pflicht zur Konsultation und zur Abstimmung in den Be- 
schäftigungs- und Sozialpolitiken der Mitgliedstaaten dar- 
stellen. 

Bonn, den 12. März 1996 

Christian Sterzing 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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